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1. Stundenverrechnungssätze 
 
Die Rechtsprechung, unter welchen Voraussetzungen bei einem mehr als drei Jahre alten 
Fahrzeug der Verweis auf eine günstigere Reparaturmöglichkeit bei fiktiver Abrechnung 
durch die Versicherungen für die Geschädigten zumutbar ist, ist weiterhin streitig. 
 
Insbesondere die Rechtsprechung der Berliner Verkehrsgerichte bietet hier eine Vielzahl von 
Varianten. 
 
Insoweit nähern sich derzeit die Berufungskammern beim Landgericht Berlin einander an. 
Wurden bisher die automatisiert erstellten Prüfberichte als unzureichend oftmals 
zurückgewiesen, neigen die Gerichte jetzt dazu, über die Belastbarkeit der behaupteten 
Versicherungsangebote gerichtliche Gutachten einzuholen.  
 
Aber, es besteht noch Hoffnung: 
 
Das AG Mitte Abteilung 112 hat am 06.01.2016 in seinem sehr lesenswerten Urteil u.a. 
Folgendes ausgeführt: 
 
 

 
 
 

 



   
2. Restwert 
 
Nach einem Verkehrsunfall reicht der Geschädigte das Gutachten bei der Versicherung ein.  
 
Danach veräußert er sein Fahrzeug zum Restwert. Die Versicherung legt erst dann ein 
höheres Restwertangebot vor.  
Der Geschädigte wendet ein, dass dieses nicht mehr zu beachten ist, da er sein Fahrzeug 
bereits verkauft hat. Die Versicherung reguliert den Schaden. Dabei legt sie ihr höheres 
Restwertangebot zu Grunde und verweist darauf, dass der Geschädigte mit der 
Veräußerung hätte warten müssen. 
 
In der Rechtsprechung ist umstritten, ob der Geschädigte hier tatsächlich eine Wartepflicht 
hat. In der letzten Zeit wurde diese zum Beispiel vom OLG Köln, NJW-Spezial 2013, 74 
anerkannt, andererseits etwa vom LG Köln, Urteil vom 08.10.2014- 13 S 31/14 abgelehnt. 
Das LG Köln hat hierzu ausgeführt, dass der Geschädigte nicht mit dem Verkauf warten 
muss, soweit der Gutachter den Restwert ordnungsgemäß ermittelt hat. Diese 
Einschränkung ist zweifelhaft, da der Geschädigte nicht erkennen kann, ob der Restwert 
vom Gutachter richtig ermittelt wurde. 
 
 
Das Berliner Kammergericht hat zutreffend in einem Beschluss vom 10.02.2010 – 22 W 
65/09 ausgeführt: 
 
„Der Geschädigte darf sich auch hinsichtlich der Bemessung des Restwertes auf das 
Gutachten des Sachverständigen verlassen, es sei denn, es würden Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, der Schätzung des Sachverständigen zu misstrauen. Eine Verpflichtung, hier 
selbst Marktforschung zu betreiben, besteht nicht. 
 
Einschränkungen ergeben sich ggf. aus der Schadensminderungspflicht. Ein Verstoß gegen 
diese liegt vor, wenn der Geschädigte das Fahrzeug zu dem vom Gutachter festgestellten 
Restwert verkauft, obwohl der das höhere Restwertangebot der Versicherung kennt. 
 
Verkauft er das Fahrzeug, bevor er Kenntnis von diesem hat, liegt kein Verstoß gegen 
die Schadensminderungspflicht vor. Das Kammergericht stellt ausdrücklich fest, dass der 
Geschädigte nicht verpflichtet ist, die dem Schädiger gesetzte Frist zur Bestätigung der 
Eintrittspflicht abzuwarten.“ 
 
Und nunmehr bestätigt durch: 
 
KG Berlin, Urteil v. 06.08.2015, Az: 22 U 6/15 
 
Leitsatz:  
„Ein dem Geschädigten anrechenbares Mitverschulden kommt nicht allein deshalb in 
Betracht, weil er das Unfallfahrzeug veräußert, ohne zuvor ein Restwertangebot des 
Haftpflichtversicherers des Unfallgegners abzuwarten.“ 
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